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Zu § 26 der KReichsrathswahlordnung vom 2. April 


1873. 


Von J. U. Dr. Rudolf Korb. 


Die jüngſt durchgeführten Reichsrathsabgeordnetenwahlen haben jo 
manche Mängel der mit dem Geſetze vom 2. April 1873, R. G. Bl. 
Nr. 41, gegebenen Reichsrathswahlordnung wieder zu Tage gebracht. 

Die nachfolgenden Zeilen wollen ſich nur mit Einem dieſer Mängel 
beſchäftigen, um die geſetzgebenden Organe auf dieſelben hinzuweiſen. 

Jede Wahl kann in der Regel nur auf Grund ſchriftlicher, formell 
rechtskräftiger Wählerliſten durchgeführt werden, weil anderen Falles der 
Anfechtung der Giltigkeit der Wahl Thor und Thüre geöffnet wäre. 

Es gilt daher der Grundſatz 

J. daß Niemand zur Theilnahme an der Wahl zugelaſſen werden 
kann, der in den formell rechtskräftigen Wählerliſten nicht eingetragen 
erſcheint, ſei deſſen materielles Wahlrecht auch noch fo zweifellos; und 

II. daß keiner von jenen, welche in der formell rechtskräftigen 
Wahlerliſte eingetragen ſind, von der Theilnahme an der Wahl aus⸗ 
geſchloſſen werden kann. Während aber der erſte dieſer beiden Grund⸗ 
ſätze ausnahmslos tft, ſetzt der 8 26 R. R. W. O. von dem zweiten 
Grundſatze die Ausnahme feſt, daß jene Perſonen von der Ausübung 
des Wahlrechtes ausgeſchloſſen werden können, welche zwar in der 
Wählerliste eingetragen erſcheinen, bei welchen aber ſeit der Feſtſtellung 
der Wählerliſte ein Erforderniß des Wahlrechtes entfallen iſt. 

Es iſt daher die negative Function der formell rechts— 
kräftigen Wählerliſten ſtärker als die poſitive. 

Damit aber die Wählerliſten überhaupt die Function des aus⸗ 
nahmsloſen Ausſchluſſes für jene, welche nicht in denſelben enthalten 
ſind, und der — wenn auch in einer beſtimmten Weiſe bedingten — 
Zulaſſung für jene, welche in denſelben enthalten ſind, haben können, 
iſt es erforderlich, daß der die formelle Rechtskraft der Wählerliſten 
begründenden Feſtſtellung derſelben ein genau geregeltes Verfahren vor⸗ 


angehe, durch welches die Bürgſchaft gegeben wird, daß die formell 
rechtskräftigen Wählerliſten — ſo weit, als thunlich — die materielle 
Wahrheit zur Grundlage haben. 

Dieſes Verfahren iſt durch die SS 25 und 26 R. R. W. O. 
geregelt. 

Dieſe Bürgſchaft liegt zunächſt in der Beſchaffenheit des mit der 
Anfertigung der Wählerliſte betrauten Organes: als des Landeschefs, 
des Gemeindevorſtehers und des Bezirkshauptmannes, und ſodann in der 
Publicität der Wählerliſten, d. i. in der Veröffentlichung der Wähler⸗ 
liſten durch die Landeszeitung oder durch Auflage zu Jedermanns Ein⸗ 
ſicht und durch die Geſtattung, daß binnen einer Präcluſivfriſt von 14 
oder 8 Tagen jeder Wahlberechtigte des betreffenden Wahlkörpers wegen 
Aufnahme von Nichtwahlberechtigten oder Weglaſſung von Wahlberech⸗ 
tigten gegen die Wählerliſte Reclamationen einbringen könne. Zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Reclamationen iſt die dem Gemeindevorſteher unmit⸗ 
telbar vorgeſetzte landesfürſtliche politiſche Behörde berufen, gegen deren 
Entſcheidung binnen 3 Tagen die Berufung an den Landeschef, falls 
derſelbe nicht ſelbſt dieſe Behörde iſt, zuläſſig iſt. Die Entſcheidung des 
Landeschefs ift in jedem Falle endgiltig. 

Die präcluſive Eigenſchaft der Reclamationsfriſt iſt dadurch aus⸗ 
geſprochen, daß beſtimmt wird: Reclamationen, die nach Ablauf der 
Friſt eingebracht werden, ſind als verſpätet zurückzuweiſen. 

Soll daher die materielle Wahrheit der Wählerliſten als ein in 
der Natur des öffentlichen Rechtes gelegenes Poſtulat nach Abſicht des 
Geſetzes ſchon von vornherein durch die Anfertigung der Wählerliſten 
ſeitens eines zur Wahrung der materiellen Wahrheit berufenen Organes 
verbürgt werden, ſo hat das eingeräumte Reclamationsrecht nicht die 
Feſtſtellung der Liſten, ſondern deren Richtigſtellung und damit die Controle 
der mit deren Anfertigung betrauten Organe zum Zwecke. 

Das Geſetz geht jedoch in der Durchführung des Principes der 
Wahrung der materiellen Wahrheit der Wählerliſten ſo weit, daß der 
Schlußſatz des § 26 beſtimmt: der zur Reclamationsentſchei dung 
berufene landesfürſtliche Beamte hat bis 24 Stunden vor dem 
Wahltermine etwa nothwendige Berichtigungen der Wähler— 
liſte von Amtswegen vorzunehmen. 

Dieſe Beſtimmung nun iſt es, welche eiuerſeits als eine dunkle 
bezeichnet werden muß, wenn dieſelbe mit Beſtimmungen über das Recla⸗ 
mationsverfahren zuſammengehalten wird und welche anderſeits auch 
ihrem — wie immer ausgelegten Inhalte nach — nicht gebilligt wer⸗ 
den kann. Dunkel iſt ſie deshalb, weil ein unheilbarer Widerſpruch darin 
liegt, daß einerſeits Reclamationen, welche die Richtigſtellung der Wähler⸗ 
liſten durch Weglaſſung von Nichtwahlberechtigten und Aufnahme von 
Wahlberechtigten begehren, von dem zur Reclamationsentſcheidung beru⸗ 
ſenen landesfürſtlichen Beamten als verſpätet zurückzuweiſen ſind, ſobald 
dieſelben nach Ablauf der Reclamationsfriſt eingebracht werden und daß 
anderſeits eben derſelbe landesfürſtliche Beamte verpflichtet iſt, 24 Stun⸗ 
den vor der Wahl etwa nothwendige Berichtigungen der Wählerliſten von 
Amtswegen vorzunehmen. 


Denn da der landesfürſtliche Beamte verpflichtet iſt, nothwendige 
Berichtigungen der Wählerliſte 24 Stunden vor der Wahl von Amts⸗ 
wegen vorzunehmen, ſo muß er dies offenbar auch dann thun, wenn er 
durch eine nach Ablauf der Reclamationsfriſt eingebrachte Reclamation 
zur Kenntniß von Unrichtigkeiten der Wählerliſte gelangt Auf der einen 
Seite verpflichtet ihn daher das Geſetz, die Reclamation als verjpätet 
zurückzuweiſen und auf der anderen Seite verpflichtet ihn ebendasſelbe 
Geſetz, ja ebenderſelbe Paragraph des Geſetzes, die Unrichtigkeit der 
Wählerliſte, zu deren Kenutniß er durch die Reclamation gelangt, zu 
berichtigen und daher der Reclamation ihrem materiellen Inhalte nach 
Folge zu geben. Denn bei der Verpflichtung, von Amtswegen die Wähler- 
liſten zu berichtigen, iſt es offenbar gleichgiltig, auf welche Weile der 
Beamte zur Kenutuiß der Unrichtigkeit gelangt, ob derſelbe an eine Prü— 
fung der Wählerliſten geht und nach feinem eigenen Wiſſen oder gepflo- 
genen Erhebungen Unrichtigkeiten in derſelben corrigirt, oder ob ihm 
die Kenntniß von Unrichtigkeiten durch eine Reclamation ſuppeditirt wird. 
Der Beamte muß vielmehr noch dankbar ſein, wenn ihn ein Dritter 
auf Unrichtigkeiten der Wählerliſten in Form einer Eingabe, die er 


Reclamation beuamſet, aufmerkſam macht, da er überhaupt und insbes | 


ſondere bei der Größe der Wahlbezirke nicht einmal die hinreichenden 
Kenntniſſe der Verhältniſſe der Wahlberechtigten zur Richtigſtellung der 
Wählerliſten beſitzen kann. Derſelbe kann ſich daher gar nicht der Pflicht 
entſchlagen, die verſpätet eingebrachten Reclamationen zu prüfen, und 
die in denſelben vorgebrachten Thatſachen, falls ſie nicht von vornherein 
unglaubwürdig erſcheinen, durch Erhebungen ſicherzuſtellen, da dieſe Pflicht 
in der ihm obliegenden Pflicht der Richtigſtellung der Wählerliſten von 
Amtswegen gelegen iſt. 

Vergeblich hat ſich die Praxis bemüht, zwiſchen dieſe beiden Arten der 
Feſtſtellung der Wählerliſten einen materiellen Unterſchied hineinzudeuten. 

Wenn man es verſuchen wollte, gegegüber der durch die Recla— 
mation zu verfolgenden Aufnahme von Wahlberechtigten und Streichung 
von Nichtwahlberechtigten dem Ausdrucke „Berichtigung“ eine reſtringirte 
Bedeutung beizulegen, jo ſteht dem die Ausdrucksweiſe der öſterreichi— 
ſchen Geſetzgebung entgegen, indem beiſpielsweiſe die das Neclamations- 
verfahren für Gemeindewahlen regelnden geſetzlichen Beſtimmungen 
(vergl. 8 18 der Gemeindewahlordnung für Böhmen) den Juhalt der 
Folge gebenden Reclamatiousentſcheidung lediglich als eine Berichtigung 
bezeichnen und daher in dem Begriffe Berichtigung die Aufnahme von 
Wahlberechtigten und die Streichung von Nichtwahlberechtigten zweifels— 
ohne enthalten iſt. 

Iſt es daher numöglich, der Beſtimmung, daß verſpätet einge- 
brachte Reclamationen zurückzuweiſen find, einen materiellen Juhalt ein⸗ 
zudeuten, ſo bleibt nur übrig, auf die formelle Bedeutung dieſer Beſtim— 
mung einzugehen. 

Ju formeller Hinſicht iſt es nun allerdings ein Unterſchied, ob 
die Berichtigung der Wählerliſte durch die Eutſcheidung über eine ein— 
gebrachte Reclamation oder aber von Amtswegen deshalb erfolgt, weil 
der zur Reclamatiousentſcheidung berufene landesfürſtliche Beamte durch 
eine verſpätete Reclamation oder durch die Eingabe eines Wallberech 
tigten zur Keuntniß des Maugels iu der Wählerliſte gelangt iſt. 

Innerhalb der Reclamationsſriſt iſt es nämlich ein Recht des 
zur Reclamation Berechtigten, die Berichtigung der Wählerliſte zu ver— 
langen, nach Ablauf der Reclamationsfriſt hat Niemand mehr das 
Recht, die Berichtigung der Wählerliſte zu verlangen, ſondern es iſt 
nur mehr die Pflicht des laudesfürſtlichen Beamten auch über eine 
verſpätete Reclamation oder eine anderweitige Eingabe die Berichtigung 
der Wählerliſte vorzunehmen. 

Dieſes Recht erkenut das Geſetz auch dadurch an, daß es nur 
den Wahlberechtigten des betreffenden Wahlkörpers die Reclamations⸗ 
befugniß einräumt und daher durch die Feſtſetzung des Rechtsſubjects dieſem 
Rechte auch nach dieſer Richtung hin eine concrete Geſtalt gibt. 

Eine andere Frage iſt es aber, ob und welche geſetzliche Folgen 
mit dieſem Inhalte der Beſtimmung, daß verſpätet eingebrachte Recla⸗ 
mationen zurückzuweiſen ſind, verbunden ſind, da das formelle öffentliche 
Recht in Oeſterreich der allgemeinen geſetzlichen Regelung ermangelt, 
fo fehlt dic feſte geſetzliche Grundlage zur Beantwortung dieſer Frage. 

Es muß ſich daher darauf beſchränkt werden, in specie die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen aufzuſuchen, nach welchen die in Rede ſtehende 
Beſtimmung eine rechtliche Wirkung äußert. 

Hier iſt es nun nur Eine geſetzliche Beſtimmung, welche wir her- 
vorzuheben in der Lage find. Sowohl nach dem Geſetze über das Reichs⸗ 
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gericht vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, als nach dem 
Geſetze über den Verwaltungsgerichtshof vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. 1876 Nr. 36, kann bei dieſen Gerichtshöfen Derjenige Be⸗ 
ſchwerde führen, welcher ſich durch eine rechtskräftige Entſcheidung der 
Adminiſtrativbehörde in dem ihm durch die Verfaſſung gewährleiſteten 
politiſchen Rechte, beziehungsweiſe in ſeinem Rechte überhaupt verletzt 
erachtet. Ob nun das Wahlrecht in den Reichsrath als ein durch die 
Verfaſſung gewährleiſtetes politiſches Recht anzuſehen ſei oder nicht, 
und ob daher für die Verletzung dieſes Rechtes durch eine rechtskräſtige 
Entſcheidung der Adminiſtrativbehörde das Reichsgericht oder der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof competent ſei, iſt eine Frage, die wir in dem 
erſteren Sinne entſcheiden möchten, deren Löſung aber nicht hieher 
gehört. Jedenfalls ſind wir aber des Erachtens, daß in dem vorliegen⸗ 
den Falle nur Derjenige zur Beſchwerde an den einen oder anderen 
Gerichtshof berechtigt iſt, der als Wahlberechtigter des betreffenden 
Wahlkörpers im Grunde des §S 26 R. R. W. O. reclamirt hat und 
ſich in ſeinem Rechte durch eine Reclamationsentſcheidung des Landes⸗ 
ſchefs — mag dieſelbe in zweiter oder erſter Inſtanz erfolgt ſein — 
verletzt erachtet, daß dagegen ein ſolches Beſchwerderecht Demjenigen 
nicht zuſteht, welcher ohne im Grunde des citirten Abſatzes zu recla— 
miren, ſei es, weil derſelbe von vornherein hiezu nicht berechtigt 
iſt, ſei es, weil er die Friſten verſäumt hat, lediglich die Berichti— 


gung der Wählerliſten im Grunde der dem landesfürſtlichen Beamten 


nach dem letzten Abſatze dieſes Paragraph obliegenden Verpflichtung der 
Berichtigung von Amtswegen begehrt. Obwohl wir aber dieſe Anſicht 
in dem Geſetze dadurch feſt begründet erachten, daß ſowohl das Geſetz 
über den einen wie über den anderen Gerichtshof die Verletzung eines 
ſubjectiven, conereten Rechtes für das Beſchwerderecht offenbar voraus- 
ſetzte, jo kaun doch nicht geläugnet werden, daß ſelbſt dieſe Anficht 
beſtritten werden kann, in welchem Falle ſogar auch dieſe rechtliche 
Folge des eingeräumten präcluſiven Reclamationsrechtes in Frage ge— 
ſtellt wäre. Außerdem fehlt für eine ganze Reihe von Fragen nach 


den rechtlichen Wirkungen dieſes Neclamationsrechtes die poſitive geſetz— 


liche Grundlage. 
Solche Fragen, welche angeführt zu werden verdienen, ſind: 
Wird in einer verſpätet eingebrachten Reclamation eine im Geſetze 
begründete Berichtigung der Wählerliſten verlangt, jo hat die Entſchei— 
dung über dieſe Reclamation zu lauten: Die Reclamation wird als 
verſpätet zurückgewieſen. Zugleich iſt aber die verlangte Berichtigung 
von Amtswegen durchzuführen. Es entſteht nun die Frage, iſt dies dem 


Reclamanten mit dem Beilage: jedoch wird gleichzeitig die verlangte 
Berichtigung von Amtswegen verfügt, bekannt zu geben, oder hat dieſe 
Bekanntgabe zu entfallen? Streng genommen, wäre das Letztere das 
Richtige. 

Ferner: wenn die Parteieneingabe nicht als Reclamation, ſondern 
lediglich als eine Eingabe zu dem Zwecke erſcheint, um den landes- 
fürſtlichen Beamten in die Lage zu verſetzen, der ihm obliegenden Pflicht 
der Berichtigung der Wählerliſten von Amtswegen zu genügen, iſt die 
Partei berechtigt, über eine ſolche Eingabe eine Verſtändigung der 
getroffenen Verfügung oder überhaupt eine Erledigung zu verlangen? 
Auch dies iſt ein durch eine geſetzliche Beſtimmung des formellen Rechtes 
nicht gelöſter Punkt, würde aber im bejahenden Falle die Beſtimmung, 
daß verſpätete Reclamationen als verſpätet zurückzuweiſen ſind, zu einer 
noch hinfälligeren machen. 

Aber abgeſehen von der Verwirrung, welche die Beſtimmung, 
daß der zur Reclamationsentſcheidung berufene landesfürſtliche Beamte 
bis 24 Stunden vor dem Wahltermine etwa nothwendige Berichtigungen 
der Wählerliſte von Amtswegen vorzunehmen hat, in das ganze Recla⸗ 
mationsverfahren bringt, kann dieſelbe — wie bereits bemerkt — über- 
haupt nicht gebilligt werden. 

Denn ſo ſehr das Streben gebilligt werden muß, ſo wenig als 
möglich das materielle Wahlrecht durch die Nothwendigkeit, dem Wahl⸗ 
acte ſelbſt rechtskräftige Wählerliſten unterlegen zu müſſen, zu verküm⸗ 
mern, ſo darf dasſelbe nicht ſo weit gehen, daß dadurch die Wählerliſten 
bis 24 Stunden vor der Wahl dem freien Belieben der Adminiſtrativ⸗ 
behörde überlaſſen werden und das ebenſo wichtige Princip der Publi— 
cität der Wählerliſten in ſolcher Weiſe geſchädigt wird. 

In der erſten Richtung darf nicht überſehen werden, daß die zur 
Berichtigung der Wählerliſte berufene Adminiſtrativbehörde keine ver⸗ 


waltungsgerichtliche, ſondern eine Regierungsbehörde iſt, da wir ver: 
waltungsgerichtlicher Behörden überhaupt ermangeln. 


Dieſe Regierungsbehörde iſt der jeweiligen Regierung veraut⸗ 
wortlich und von derſelben abhängig. Die Regierungsbehörden ſelbſt 
können es nicht wünſchen, mit Aufgaben betraut zu ſein, bei welchen, ſie 
mögen ihres Amtes noch ſo gerecht walten, ſie von den Mitgliedern 
der zur Regierung mehr oder weniger in Oppoſition ſtehenden Parteien 
nur zu leicht verdächtigt werden können. Im conſtitutionellen Staats⸗ 
leben darf aber das Vorhandenſein von Oppoſitionsparteien nicht von 
vornherein als ein Uebel angeſehen werden. 

In der anderen Richtung iſt es von der größten Wichtigkeit, daß 
jeder Wahlberechtigte wiſſen könne, ob er und andere Wahlberechtigte 
in die Wählerliſte aufgenommen find, oder nicht. Dies iſt eine For— 
derung, welche unabweislich in der Natur des öffentlichen Rechtes, 
wie dies ſchon deſſen Bezeichnung ausdrückt, und ſpeciell des Wahlrechtes 
zu öffentlichen Vertretungskörpern, als der Gemeinde-, Landes- und 
Reichsvertretung liegt. Dieſes für das öffentliche Rechtsleben jo wert*- 
volle Princip der Publicität findet in der vorgeſchriebenen Auflegung 
der Wählerliſten, zur öffentlichen Einſicht ſeinen ſpeeiellen Ausdruck. 
Dieſes Princip wird aber in unentſchuldbarer Weiſe geſchädigt, wenn 
die Wählerliſten, nachdem dieſelben öffentlich aufgelegt waren, noch in 
jeder Richtung geändert werden können. Auf dieſe Weiſe können nach 
Auflegung der Wählerliſten ganze Reihen von Wahlberechtigten aus 
der Wählerliſte geſtrichen oder in dieſelbe aufgenommen worden, ohne 
daß irgend wer etwas davon erfährt, da die Adminiſtrativbehörde nicht 
verpflichtet iſt, von den von Amtswegen erfolgten Berichtigungen irgend 
wen in Kenntniß zu ſetzen. 

In Folge deſſen können ſich die Intereſſenten auch nicht einmal 
bei der höheren Adminiſtrativbehörde (beziehungsweiſe bei dem Reichs⸗ 
gerichte oder dem Verwaltungsgerichtshofe) gegen die Verfügung der 
Admimiſtrativbehörde beſchweren. 

Hiezu kommt noch, daß die geſetzlichen Beſtimmungen über das 
Wahlrecht zum Reichsrathe in vielen Beziehungen der Klarheit erman— 
geln, daß ſomit eine große Meinungsdifferenz in Betreff der Wahl— 
berechtigung zwiſchen den entſcheidenden Behörden verſchiedener Inſtanz 


keineswegs ausgeſchloſſen iſt und daß daher immerhin im Wege der; 


Beſchwerde in vielen Fällen eine Correctur der Verfügung der Admin: 
ſtrativbehörde, welche eine Berichtigung der Wählerliſten vorgenommen 
hat, erwartet werden kann. 

Da kaun es geſchehen, daß eine ganze Reihe von Wählern, 
welche während der Auflegung der Wählerliſten in dieſelben Einſicht 
genommen haben und zu dieſem Zeitpunkte in denſelben eingetragen 
waren, ſpäter von Amtswegen aus der Wählerliſte geſtrichen werden 
und erſt durch den Umſtand, daß ihnen keine Legitimationskarten und 
Stimmzettel zugeſtellt werden und daher erſt unmittelbar vor der Wahl, 
erfahren, daß fie nicht an der Wahl theilnehmen können ). 

Aus allen dieſen Gründen ſcheint uns zur Evidenz hervorzugehen, 
daß die Beſtimmung, welche die Adminiſtrativbehöde verpflichtet, bis 
24 Stunden vor der Wahl die Wählerliſten von Amtswegen zu berich- 
tigen, nicht nur die Einräumung eines präcluſiven Reclamationsrechts zu 
einer nahezu inhaltloſen und daher den ganzen § 26 der R. R. W. O. 
zu einem dunkeln macht, ſondern auch an und für ſich verwerflich iſt. 


Soll daher überhaupt der ſtaatlichen Adminiſtrativbehörde dieſe 
Befugniß eingeräumt werden, ſo müßte ſie derſelben nur bis zu dem 
Zeitpunkte der Auflegung der Wählerliſten zuſtehen und es wären 
die Letzteren nach ihrer Verfaſſung und vor ihrer Auflegung der 
Adminiſtrativbehörde zur Berichtigung vorzulegen. Es würde ſich 
aber auch empfehlen, die dieſe Befugniß einräumende Beſtimmung 
gänzlich außer Kraft zu ſetzen, da die Adminiſtrativbehörde immerhin in 
der Lage iſt, im Wege von durch fie veranlaßten Reclamatiouen die 
Berichtigung der Wählerliſten zu verfolgen. Dadurch, daß für die Zeit 
von dem Endpunkte der Reclamationsfriſt bis zu dem Wahltage ein 
Maximaltermin feſtgeſetzt würde, wäre die materielle Wahrheit der 
Wählerliſten in hinreichender Weiſe gewahrt. 


) Wenn dagegen Jemand in Folge einer rechtzeitig eingebrachten Recla⸗ 
mation aus der Wählerliſte geſtrichen wird, ſo muß er hievon verſtändigt werden, 
weil gegen die Reclamationsentſcheidung durch den 8 26 R. R. W. O. die Be⸗ 
rufung an die höhere Adminiſtrativbehörde eingeräumt wird, falls die in erſter 
Inſtanz entſcheidende Behörde nicht der Laudeschef iſt. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Störungen des Beſitzes, welcher ſich nicht auf einen privatrecht⸗ 

lichen, ſondern auf einen öffentlichen Titel ſtützt, gehören zur 

Competenz der Verwaltungsbehörden. ($ 3 kärntn. Waſſer⸗ 
rechts geſetz; SG 287, 288 a. b. G. B.) 

Der Gaſtwirth A. in Loretto belangte den B., Pächter des 
Schloſſes Loretto, wegen Beſitzesſtörung, indem er am Landungsplatze 
des Wörther⸗Sees an der hiezu bisher benützten offenen Uferſtelle eine 
Mauer aufführen ließ. 

Das Bezirksgericht wies dieſe Klage a. limine wegen Incompetenz 
des Gerichtes ab, indem es von der Auſicht ausging, daß der in der 
Klage benannte Landungsplatz von Jedermann benützt werden kann, 
ſomit als ein allgemeiner zu betrachten iſt, daß der Privatbeſitz im 
vorliegenden Falle ausgeſchloſſen iſt, Kläger übrigens auch gar nicht 
behauptet, daß der Landungsplatz im Beſitze des Geklagten ſei, daß 
ſomit der Gegenſtand des Streites ſich auf die Wahrung eines dem 
Publicum dienenden Verkehrsmittels beziehe, worüber zu entſcheiden die 
Verwaltungsbehörden berufen ſind. 

Auf Recurs des Klägers verordnete das Oberlandesgericht Graz 
in Erwägung, daß der Richter nach § 41 C. J. N. eine Klage nur 
dann wegen Incompetenz von Amtswegen zurückweiſen darf, wenn er 
ſeine Zuſtändigkeit offenbar nicht begründet findet; in Erwägung, daß 
dieſer Fall nicht vorliegt, indem die Unzuſtändigkeit aus den bei Beur⸗ 
theilung der Competenz allein maßgebenden Klagsangaben umſoweniger 
außer Zweifel ſteht, als nach den Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes 
vom 30. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 93, die Betretung des Rechts⸗ 
weges bei Beſitzſtörungen ($ 3. Abſ. 2 ibid.) keineswegs ausgeſchloſſen 
it, die aufrechte Erledigung der Klage. Nach durchgeführter Berbandlung 
und geſchloſſenem Beweisverfahren wendete ſich das Bezirksgericht an 
die Landesregierung für Kärnten mit der Anfrage, ob im vorliegenden 
Falle die politiſche Behörde ſich für competent erachte, und ſich die 
weitere Amtshandlung vorbehalte. 

Mit Note vom 17. Mai 1879, 3. 2753, gab die Landes⸗ 
regierung ihre Aeußerung dahin ab, daß bei dem Umſtande, als Kläger 


das Recht zur Benützung der ſtrittigen Landungsſtelle auf Grund ſeines 


bisherigen factiſchen Beſitzes, ſonach auf Grund eines Privatrechtstitels 
in Anſpruch genommen hat, die politiſche Behörde hierüber zu ent⸗ 
ſcheiden nicht berufen ſei. Zugleich wurde bekannt gegeben, daß 
Kläger im Vereine mit den ſchifffahrtsberechtigten Inſaſſen der Ort⸗ 
ſchaften Maria Wörth, Reifnitz und Sekirn die Beſchwerde gegen B. 
wegen Verbauung der Landungsſtelle im politiſchen Wege anhängig 
gemacht habe, worüber die Verhandlung bei der Bezirkshauptmannſchaft 
Klagenfurt im Zuge ſei. 

Mit Beſcheid vom 3. Mai 1879, 3. 6277, hat das Bezirks⸗ 
gericht Klagenfurt in der Erwägung, daß der Wörther-See als ein 
öffentliches Gut im Sinne des § 3 des kärntneriſchen Waſſerrechts⸗ 
geſetzes anzuſehen iſt; in Erwägung daß durch die klägeriſchen Zeugen 
als erwieſen angenommen werden muß, daß von den Bewohnern der 
um den Wörther⸗See gelegenen Ortſchaften der fragliche Landungsplatz 
ſchon ſeit mehr als 40 Jahren benützt und hiedurch zu einem öffent⸗ 
lichen wurde; in Erwägung, daß Kläger das Benützungsrecht des 
Landungsplatzes nur aus einem öffentlichen Titel für ſich in Anſpruch 
nehmen kann; in Erwägung, daß die Wahrung der dem Publicum 
dienenden Verkehrsmittel, als Straßen, Wege, Landungsplätze, der Für⸗ 
ſorge der Verwaltungsbehörde anheimgeſtellt iſt und in der Erwägung 
endlich, daß die politiſche Behörde im vorliegenden Waſſerrechtsſtreite 
bereits Ingerenz genommen hat, das Verfahren nach $ 48 J. N. ein⸗ 
geſtellt und die Klage wegen Incompetenz zurückgewieſen. — Ehevor 
noch der Recurs des Klägers gegen obigen Beſcheid vorgelegt wurde, 
langte beim Bezirksgerichte Klagenfurt eine Note der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Klagenfurt ein, nach welcher der Geklagte im politiſchen Wege 
verurtheilt wurde, den Landungsplatz in den alten Zuſtand wieder her⸗ 
zuſtellen und die neue Mauer zu beſeitigen. 

Mit Verordnung vom 17. Juli 1879, 3, 7374, verfügte das 
k. k. Oberlandesgericht in der Erwägung, daß Kläger das Recht zur 
Benützung des fraglichen Landungsplatzes auf Grund eines Privatrechts⸗ 
titels in Anſpruch genommen hat, der Grund, auf welchem ſich dieſe 
Landungsſtelle befindet, unbeſtritten Privateigenthum iſt und aus der 
Note der Landesregierung de pras, 19. Mai 1879, 3. 6277, nicht 
hervorgeht, daß dieſe Landungsſtelle als allgemeiner öffentlicher Lan⸗ 


dungsplatz behördlich beſtimmt worden fei, ſomit die politiſcheu Behörden 
zur Entſcheidung über den Beſtand oder Nichtbeſtand des angeſprochenen 
Rechtes nicht berufen ſind, und in der weiteren Erwägung, daß, wenn 
auch im politiſchen Wege Verhandlungen zum Zwecke eines allgemein zu 
ſchaffenden, behördlich zu beſtimmenden Landungsplatzes eingeleitet worden 
find, und eine Entſcheidung bereits erfolgt ift, dadurch die Competenz 
des Gerichtes zur Entſcheidung über das vom Kläger angeſprochene Recht 
um ſo weniger berührt werden kann, weil von der politiſchen Behörde 
als Platz zum Landen und Befeſtigen der Fahrzeuge und Schiffe auch 
eine andere als die fragliche Landungsſtelle ermittelt und feſtgeſtellt 
werden kann, die Aufhebung des recurirrten Beſcheides und verordnete, 
in der Sache ſelbſt zu erkennen. 

Auf den Reviſionsrecurs hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit 
Entſcheidung von 7. October 1879, 3. 10.005, unter Hinweiſung auf 
die Gründe des erſtrichterlichen Beſcheides und insbeſondere in Erwägung, 
daß der Kläger in ſeiner Klage den richterlichen Schutz zur Wiederher⸗ 
ftellung und ungeſtörten Benützung des Landungsplatzes nicht aus einem 
privatrechtlichen Titel, ſondern nach Inhalt der Verhandlungsacten und 
der Zeugenausſagen zunächſt aus dem Grunde angeruſen hat, weil der 
Wörther⸗See bei Loretto ſammt dem obgedachten Landungsplatze im Sinne 
der 88 287 und 288 a. b. G. B. von allen Mitgliedern der um⸗ 
liegenden, und insbeſondere der am ſüdlichen Ufer gelegenen Gemeinden 
benützt und als die kürzeſte und ſicherſte Verbindungslinie der beiden 
Seeufer zur nothwendigen Erhaltung des öffentlichen Verkehres daſelbſt 
ſeit undenklichen Zeiten bisher allgemein und ungeſtört befahren wurde; 
dann in Erwägung, daß der Kläger mit den Gemeinden Maria Wörth, 
Reifnitz und Sekirn ans dem Anlaſſe der Abſperrung des Landungs⸗ 
platzes bei Loretto gleichzeitig auch die Abhilfe der Verwaltungsbehörde 
angerufen hat, daß letztere in dieſer Angelegenheit nach dem Beſtimmun⸗ 
gen des Gemeindegeſetzes ſich als zuſtändig erkannt, hierüber ſogleich 
Erhebungen veranlaßt und im Gegenſtande bereits wiederholte Ent⸗ 


ſcheidungen erlaſſen hat; in endlicher Erwägung, daß es gegen die 
Grundſätze eines geſetzlich geregelten Wirkungskreiſes öffentlicher Organe 


verſtoßt, ſohin nicht geſtattet ſein kann, eine und dieſelbe Angelegenheit 
bei Gerichts⸗ und bei Verwaltungsbehörden gleichzeitig anhängig zu 
machen und hiedurch Competenzſtreite, divergirende Entſcheidungen und 
gegenſeitige Hemmungen in der Executive zu provociren, dem Reviſions⸗ 
recurſe ſtattzugeben, die oberlandesgerichtliche Verordnung zu beheben 
und den Beſcheid des Bezirksgerichtes Klagenfurt vom 3. Mai 1879, 
3. 6277, zu beſtätigen befunden. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Perordnungen. 
1879. II. Quartal. 


Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 


Nr. 5. Ausgeg. am 10. April. 


Circular⸗Verordnung vom 24. März 1879, Praes. Nr. 595. (Verrechnung 
der Silbermünze.) 

Nr. 6. Ausgeg. am 19. April. 

Circular⸗Verordnung vom 5. April. 1879, Nr. 4381/335 VI. Beſtim⸗ 
mungen über die Standes⸗ und perſönlichen Verhältniſſe und die Gerichtsbarkeit 
der Kanzleid iener der k. k. Landwehr (Landesſchützen) und Gendarmerie. 

Nr. 7. Ausgeg. am 22. April. 


Nr. 8. Ausgeg. am 23. Mai. 


Nr. 9. Ausgeg. am 22. Juni. 
Eircular⸗Verordnung vom 19. Juni 1879. Nr. 7870/1741 III. Berich⸗ 
tigung der Militär⸗Marſchroutenkarte. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 12. Ausgeg. am 17. April. 


Circular⸗Verordnung vom 24. März 1879, Praes. Nr. 595. Verlaut⸗ 
barung der Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 13. März 1879, 
8. 1374 F.⸗M., betreffend die Verrechnung der Silbermünze. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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I worauf wir ergebenft aufmerkſam machen 


Verantwortlicher Redneteur: A. Heilmann. 


Circular⸗Verordnung vom 3. April 1879, Nr. 3700/59 V. Aufnahme 

von Frequentanten in den Militärintendanz⸗Lehrcurs. 
Nr. 13. Aus geg. am 17. April. 

Circular⸗Verordnung vom 5. April 1879, Nr. 4381/3835 VI. Beſtim⸗ 
mungen über die Standes- und perſönlichen Verhältniſſe und die Gerichtsbarkeit 
der Kanzleidiener der k. k. Landwehr (Landesſchützen) und Gendarmerie. 

Nr. 14. Ausgeg. am 23. April. 


Nr. 15. Ausgeg. am 23. April. 


Nr. 16. Ausgeg. am 30. April. 
Circular⸗Verordnung vom 17. April 1879, Praes. Nr. 792. Theilweiſe 
Abänderung der proviſoriſchen Beſtimmungen für das Militär⸗Juſtizweſen der 
k. k. Landwehr (ad Landwehr⸗Verordnungsblatt Nr. 13 ex 1873). 


Nr. 17. Ausgeg. am 5. Mai. 
Nr. 18. Ausgeg. am 28. Mai. 
Circular⸗Verordnung vom 8. Mai 1879, Nr. 5318/1141 II. Aenderungen 
in der gerichtlichen und politiſchen Bezirkseintheilung in Galizien. 
Nr. 19. Ausgeg. am 31. Mai. 
Circular⸗Verordnung vom 28. April 1879, Praes. Nr. 776. Berichtigungen 
von Landwehrdienſtbüchern und Verordnungen. Neue Vorſchrift für die Unter⸗ 


officiers⸗Dienſtesprämien. 


Nr. 20. Ausgeg. am 22. Juni 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe zweiter Kategorie Karl Frei⸗ 
herrn v. Türkheim eine Legationsrathsſtelle erſter Kategorie verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hoſrathes 
bekleideten Statthaltereirathe Eugen v. Adda in Prag anläßlich deſſen Penſio⸗ 
nirung das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Julius Ritter v. Kromer 
in Prag anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Robert Weiß in Callao zum 
unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzcommiſſär Friedrich 
Hüttl zum Finanz⸗Obercommiſſär für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection 
in Prag ernannt. 


Erledigungen. 
Kanzliſtenſtelle beim Landesvertheidigungsminiſterium mit 600 fl. Gehalt 
und 300 fl. Activitätszulage, bis 12 December. (Amtsbl. Nr. 263.) 


Statthaltereiſecretärsſtelle für Böhmen mit der achten Rangsclaſſe, bis 
25. November. (Amtsbl. Nr. 263.) 


Rechnungsofficialsſtelle bei der Prager Statthalterei mit der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 30. November. (Amtsbl. Nr. 263.) 


Concipiſtenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Görz mit 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 268.) 


t Thierarztensſtelle im Herzogthume Salzburg mit der achten Rangsclaſſe 
bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 264.) 


Controkorsſtelle bei der k. k. Taxamtscaſſe in Wien in der neunten Rangs⸗ 
elaſſe, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 268.) 


Umtauſch 


der 


Manz'ſchen Geſetzes⸗Ausgabe. 


Die günſtigen ſeit Oſtern 1879 beſtehenden Umtauſchbedin⸗ 
gungen, worüber ein ausführlicher Proſpect auf gef. Verlangen 
gratis und franco zu Dienſten ſteht, erlöſchen mit Jahresſchluß, 


Die 
Manz'ſche k. k. Hofverlags⸗ Buchhandlung in Wien. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


